
Niedersachsen - Aufsteigerland: 
„Haben die Probleme angepackt“
Wo steht Niedersachsen nach beinahe 
zehnjähriger Regierungsverantwortung 
der CDU? Um diese Frage kreiste eine 
aktuellen Stunde im Landtag, die von 
CDU-Fraktionschef Björn Thümler ein-
deutig beantwortet wurde. 

„Die CDU hat mit dem Regierungs-
wechsel 2003 die Probleme des Lan-
des angepackt und Niedersachsen vom 
SPD-regierten Absteigerland zum Auf-
steigerland gemacht.“ 

Während Niedersachsen unter der Ägi-
de der Sozialdemokraten von negativem 
Wirtschaftswachstum, hohem Unter-
richtsausfall, Rekordverschuldung und 
einem Anstieg der Arbeitslosigkeit ge-
prägt gewesen sei, hätten sich die Rah-
menbedingungen unter CDU und FDP 
grundlegend geändert, wie Thümler 
erklärte. „Heute haben wir in 13 Land-
kreisen und kreisfreien Städten Vollbe-
schäftigung – täglich entstehen in Nie-
dersachsen 300 neue Jobs. Wir haben 
mit 3,8 Millionen Menschen so viele 
Erwerbstätige wie niemals zuvor in der 
Landesgeschichte. An unseren Schulen 
haben wir eine Unterrichtsversorgung 
von über 100 Prozent. Wir haben die 
Schuldenbremse eingeführt und werden 
2017 die schwarze Null im Haushalt er-
reichen.“ 

Als weiteren Beleg für das „Aufsteiger-
land“ Niedersachsen verwies Thümler 
auf das aktuelle Ranking der „Wirt-
schaftswoche“, bei dem die 50 größten 
deutschen Städte hinsichtlich Wirt-
schaftskraft, Jobchancen und dynami-
scher Entwicklung bewertet wurden. 
Demnach rangiert Oldenburg im Dy-
namik-Ranking an zweiter Stelle und 
belegt den Spitzenplatz beim Faktor 
„Wohlstand“. Osnabrück und Braun-
schweig erhalten Bestnoten beim Indi-
kator Wirtschaftsfreundlichkeit. 

Ganz anders sehe es im SPD-regierten 
Nachbarland aus, sagte Thümler. „Gäbe 
es eine Gesamtwertung der untersuch-
ten Niveau- und Dynamik-Rankings, 
befänden sich auf den letzten zwölf 
Plätzen ausschließlich Städte aus Nord-
rhein-Westfalen“. 

Der CDU-Fraktionschef erinnerte auch 
an das Bundesländerranking der Ini-
tiative Neue Soziale Marktwirtschaft, 
das Niedersachsen kürzlich die höchste 
Entwicklungsdynamik in Westdeutsch-
land bescheinigte. „Niedersachsen hat 
im Wettbewerb der Bundesländer dank 
CDU und FDP in allen Bereichen aufge-
holt und ist dem Spitzenreiter dicht auf 
den Fersen.“
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BLBericht aus dem Landtag
Fraktion im Niedersächsischen Landtag

Nr. 100 | Dezember 2012

E d i to r i A L

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Niedersächsische Landtag hat an 
diesem Freitag seine letzte Sitzung in 
dieser Wahlperiode abgehalten. Wir 
können auf eine sehr gute Bilanz und 
insgesamt zehn Regierungsjahre zu-
rückblicken, die gute Jahre für Nieder-
sachsen waren. Auch der letzte Plenar- 
abschnitt hat eindrucksvoll beweisen: 
Wir haben nicht nur eine gute Bilanz, 
wir haben auch die besseren Kandi-
daten und das bessere Programm für 
die Zukunft. David McAllister ist der 
mit Abstand bekannteste und belieb-
teste Politiker in Niedersachsen. Ihm 
vertrauen die Menschen. Ihn wollen 
sie als Ministerpräsidenten behalten. 
Ich freue mich auf den Wahlkampf mit 
David McAllister. Ich möchte mich an 
dieser Stelle auch bei jenen Kollegen 
bedanken, die aus dem Landtag aus-
scheiden. Zusammenhalt und freund-
schaftlicher Umgang prägten das Bild 
dieser Fraktion. Daran wollen und wer-
den wir im nächsten Jahr anknüpfen.  
 
Ihnen und Ihren Familien wünsche ich 
eine besinnliche Adventszeit, fröhliche 
Weihnachten und ein frohes neues Jahr. 

Jens Nacke
Parlamentarischer Geschäftsführer
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Krebsregister:  
Bessere datenlage 
Zehn Jahre nach Inkrafttreten des nie-
dersächsischen Krebsregisters ist der 
regionale Erfassungsgrad der einzelnen 
Krebserkrankungen sehr unterschied-
lich ausgeprägt. Mit dem Gesetzesent-
wurf der Regierungsfraktionen über 
ein Epidemiologisches Krebsregister 
Niedersachsen (GEKN) soll der bisheri-
ge Meldemodus jetzt durch eine allge-
meine Meldepflicht der behandelnden 
Ärzte ersetzt werden.

„Mit dem GEKN soll die Anzahl der 
gemeldeten Krebserkrankungen ge-
steigert, und damit die Datenlage des 
Krebsregisters insgesamt verbessert 
werden“, kommentierte die stellvertre-
tende Vorsitzende, Heidemarie Mund-
los, den Gesetzentwurf, der im Dezem-
ber-Plenum beschlossen wurde. „Krebs 
ist die Volkskrankheit unserer Zeit. 
Wenn wir den Menschen dauerhaft hel-
fen wollen, ist eine verbesserte Daten-
lage des Krebsregisters erforderlich.“ 

Bislang liege der Erfassungsgrad teil-
weise unter der erforderlichen Rate von 
90 Prozent gemeldeter Neuerkrankun-
gen, was eine regionale und detaillierte 
Auswertung erschwere. „Die allgemei-
ne Meldepflicht soll in enger Abstim-
mung mit den Vertretungen der Ärzte- 
und Zahnärzteschaft Niedersachsens 
und den Verbänden der Kostenträ-
ger umgesetzt werden“, so Mundlos.  
Datenschutz- und Patientenschutzas-
pekte würden besonders berücksich-
tigt, versicherte die Fraktionsvizin: 
Betroffenen stünde ein Widerspruchs-
recht gegen die Speicherung ihrer Da-
ten zu. Das GEKN soll zum 1. Januar 
2013 in Kraft treten.

Fracking: Künftig strengere Kriterien 
Fracking-Vorhaben in Niedersachsen 
sollen künftig strengeren Kriterien  
unterliegen. Das geht aus einem  
Antrag der Regierungsfraktionen her-
vor, der im Dezember-Plenum verab- 
schiedet worden ist.

„Fracking muss sich unter verantwor-
tungsvollen Rahmenbedingungen ab-
spielen: Eine Umweltverträglichkeits-
prüfung mit Öffentlichkeitsbeteiligung 
muss zukünftig für die unkonven- 
tionelle Erdgasförderung verpflichtend 
sein“, erklärte der Vorsitzende der  
niedersächsischen CDU-Landtagsfrak-
tion, Björn thümler. 

Darüber hinaus soll in Wasserschutz-
gebieten auf Fracking verzichtet  
werden und die Beweislast von even-
tuell auftretenden Schäden in Zusam-
menhang mit Fracking umgekehrt 
werden. „Auf diese Weise werden die 

besonderen Risiken der unkonventi-
onellen Erdgasförderung berücksich-
tigt“, sagte Thümler. Nur mit nachvoll-
ziehbaren und verlässlichen Regeln, 
wie etwa transparenten Genehmi-
gungsverfahren, ließe sich die Akzep-
tanz der Bürger vor Ort für Fracking-
Vorhaben erreichen. 
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NPd-Verbotsverfahren: Bundesländer 
wollen neuen Anlauf wagen 
Rund zehn Jahre nach dem ersten ge-
scheiterten Versuch ist ein erneutes 
NPD-Verbotsverfahren jetzt in greifba-
re Nähe gerückt. Die Ministerpräsiden-
ten und Innenminister der Länder haben 
sich für einen neuen Anlauf gegen die 
rechtsextreme Partei ausgesprochen. 

Noch im Dezember soll sich der Bun-
desrat mit dem Thema befassen. Der 
Entscheidung waren langwierige Dis-
kussionen vorausgegangen. Die Angst 
vor einem erneuten Scheitern vor dem 
Bundesverfassungsgericht war groß. 
„Der Gang nach Karlsruhe will wohl-
überlegt sein“, erklärte Niedersachsens 
Innenminister Uwe Schünemann. „Die 
verfassungsrechtlichen Hürden eines 
Parteiverbots sind aus guten Grün-
den hoch.“ Deshalb sei man nach dem 

Prinzip „Gründlichkeit vor Schnellig-
keit“ vorgegangen und habe den Rat 
ausgewiesener Experten im Bereich 
des Parteien- und Verfassungsrechts 
hinzugezogen. „Für mich ist nunmehr  
belegt, dass ein erneuter Antrag auf 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
der NPD hinreichende Erfolgsaussich-
ten hat“, sagte Schünemann.

Auch der Vorsitzende der niedersäch-
sischen CDU-Landtagsfraktion, Björn 
thümler, sprach sich für einen erneu-
ten NPD-Verbotsantrag aus: „Ich hoffe 
sehr, dass das von den Innenministern 
geprüfte Material die Verfassungs- 
widrigkeit der NPD zweifelsfrei belegen 
wird. Deutschland rühmt sich zu Recht 
seiner wehrhaften Demokratie, da darf 
für staatlich finanzierten Extremismus 
- ganz gleich ob von rechts oder von 
links - niemals Platz sein. Ein Verbot 
der NPD hätte reinigende Wirkung für  
unsere Parteienlandschaft.“ Die Bundes- 
regierung hat ihre Entscheidung zu dem 
Thema für das erste Quartal 2013 in 
Aussicht gestellt. Es gelte die rechtli-
chen Risiken sehr sorgfältig abzuwägen, 
heißt es aus Berlin. 

Foto: picture-alliance
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Mehrsprachigkeit: Sprachkenntnisse bewahren und nutzen

Die Mehrsprachigkeit von Schülerinnen 
und Schülern mit Migrationshinter-
grund soll in Niedersachsen zukünftig 
stärker gefördert werden. Im Dezem-
ber-Plenum wurde einem entsprechen-
den Antrag der Regierungsfraktionen 
zugestimmt. 

„Wir wollen die mitgebrachten Sprach-
kompetenzen der Schülerinnen und 
Schüler noch stärker würdigen“, sagte 
der bildungspolitische Sprecher, dr. 
Karl-Ludwig von danwitz. „Die Förde-
rung der deutschen Sprache hat aber 
weiterhin oberste Priorität.“ In den Kin-
dertagesstätten und im vorschulischen 
Bereich sei die Förderung der Her-
kunftssprachen bereits etabliert. Ziel 
des Antrags sei es nun, den herkunfts-
sprachlichen Unterricht auf die weiter-
führenden Schulformen auszuweiten. 
Herkunftssprachlicher Unterricht wird 
derzeit vor allem an Grundschulen 
und im Sekundarbereich I im Rahmen 
von Arbeitsgemeinschaften und Wahl-
pflichtkursen angeboten. 

„Die Herkunftssprache in den weite-
ren Bildungsverlauf einzubeziehen, ist 
vielen Eltern ein Anliegen, hat aber vor 
allem für die Schülerinnen und Schüler 
zahlreiche Vorteile“, betonte rudolf 
Götz, der den Antrag initiiert hat. „Eine 
hohe Sprachkompetenz und umfangrei-
che Fremdsprachenkenntnisse eröffnen 
bessere Mobilitäts-, Ausbildungs- und 
Berufschancen.“ Jeder fünfte Bürger in 
Niedersachsen habe heute einen Mig-
rationshintergrund, in 20 Jahren werde 
es vermutlich jeder Dritte sein. „Men-
schen mit Migrationshintergrund sind 
keine Randgruppe mehr“, so Götz. „Die 
Herkunftssprachen dieser Menschen 
sind eine wertvolle Ressource, die wir 
in Niedersachsen bewahren und nutzen 
müssen.“

Aktuelles
text der in der Kopfzeile auftauchen soll:

Niedersächsisches Sportfördergesetz: Eindeutiges  
Bekenntnis zum Sport - Mittel werden gebündelt und erhöht
Mit einem deutschlandweit einzigar-
tigen Gesetz hat der Niedersächsische 
Landtag ein deutliches Zeichen gesetzt 
und die gesellschaftliche Bedeutung 
des Sports hervorgehoben. Das Sport-
fördergesetz schafft für die nieder-
sächsischen Sportverbände Rechts- und 
Planungssicherheit in finanziell schwie-
rigen Zeiten. Der Gesetzentwurf enthält 
auch zahlreiche Anregungen des Lan-
dessportbundes.

Mit dem neuen Gesetz werden die 
Mittel der Sportförderung des Landes 
gebündelt und auf insgesamt 31,5 Mil-
lionen Euro festgeschrieben. Dabei pro-
fitieren die Verbände sogar von einer 
leichten Erhöhung der Unterstützung. 
„Zusätzlich erhält der Sport 25 Prozent 
der erwarteten Mehreinnahmen aus 
der Glücksspielabgabe, die dem Land 
zukünftig zufließen werden“, erklärte 
der innenpolitische Sprecher der nie-
dersächsischen CDU-Landtagsfraktion, 
Fritz Güntzler. 

„Das Land Niedersachsen steht zu sei-
ner Verantwortung: Ohne die finanzielle 
Förderung durch die öffentliche Hand 
könnten die Sportverbände und -Verei-
ne ihre hervorragende Arbeit nicht leis-

ten.“ Mit rund 9.600 Sportvereinen mit 
mehr als 2,8 Millionen Mitgliedern und 
200.000 ehrenamtlich Engagierten spie-
le der Sport im gesellschaftlichen Leben 
Niedersachsens eine zentrale Rolle.

Alle bisherigen Zuweisungen aus den 
einzelnen Ressorthaushalten werden 
mit dem neuen Gesetz gebündelt: 
Die Mittel fließen künftig vollständig 

direkt an den Landessportbund Nie-
dersachsen, der diese im Rahmen der 
gesetzlichen Ziele der Sportförderung 
eigenverantwortlich an die Vereine in 
Niedersachsen verteilt. „Die Vergabe 
erfolgt also durch den Sport selbst - das 
schafft die Vorrausetzung für eine unbü-
rokratische Abwicklung der Sportförde-
rung“, betonte Güntzler. 
Durch das neue Sportfördergesetz wer-
den im Rahmen der Änderungen des 
Glücksspielgesetzes auch die anderen 
Destinatäre besser gestellt. „Sie erhal-
ten neben der jeweiligen zugesicherten 
Festförderung ebenfalls einen Anteil der 
Mehreinnahmen aus den Glücksspiel-
einnahmen“, erklärte Güntzler. 

„Der Sport spielt im gesell-
schaftlichen Leben Nieder-

sachsens eine zentrale Rolle.“
Fritz Güntzler

Fo
to

: p
ic

tu
re

-a
lli

an
ce

Foto: picture-alliance

BL



 

BL - Bericht aus dem Landtag  Seite 4 Nr. 100 | Dezember 2012

16. bundesweiter Vorlesetag: 
die Lust am Lesen wecken 
Bereits zum neunten Mal fand am 16. November 2012 der bundesweite 
Vorlesetag statt. Rund 48.000 Vorleser waren deutschlandweit im Einsatz 
- überall, an allen denkbaren Orten. Auch die Mitglieder der niedersäch-
sischen CDU-Landtagsfraktion ließen es sich nicht nehmen, bei Deutsch-
lands größtem Vorlesefest dabei zu sein. Initiiert wurde die Aktion von 
der Wochenzeitung DIE ZEIT, der Stiftung Lesen und der Deutschen Bahn. 

Jeder, der Spaß am Vorlesen hat, liest an 
diesem Tag anderen vor, zum Beispiel 
in Schulen, Kindergärten, Bibliotheken 
oder Buchhandlungen – das ist die Idee 
hinter dem Vorlesetag. Ziel der Akti-
on ist es, bei Kindern und Jugendlichen 
die Freude am Lesen zu wecken und ihre  
Lesekompetenz zu fördern.

„Vorlesen ist auch ein Ritual, eine  
Vermittlung zwischen Jung und 

Alt“, sagte der Landtags- 
abgeordnete Norbert Böhlke.  

„Die Kinder sollen merken, dass  
Vorlesen nicht nur ihnen, sondern auch 
dem vorlesenden Erwachsenen Freude  
bereitet. So finden sie früh einen  
Zugang zu Büchern. Das halte ich 
für sehr wichtig für die frühkindliche  
Bildung.“ Wer Kindern vorlese, rege ihre  
Phantasie an und erweitere ih-

ren Wortschatz,  
findet auch die  
niedersächsische 

Ministerin für Soziales, Frauen, Familie,  
Gesundheit und Integration, Aygül Öz-
kan. Lesen sei der Schlüssel zur Spra-
che. Der Emder Landtagsabgeordnete  
reinhard Hegewald zeigte sich erfreut, 
dass das Vorlesen in den Kindergärten 
und Schulen nach wie vor einen hohen  
Stellenwert genieße. „Es ist sehr wich-
tig, dass die Kinder einen Bezug zu Bü-
chern bekommen“, so Hegewald. „In der  
Entwicklung unserer Kinder spielt das 
Ritual des Vorlesens eine zentrale Rolle.“

Jens Nacke (links) besuchte die Grundschule Westerstede-
Halsbeck.

Eine generationsübergreifende Zuhörerschaft hatte Aygül Özkan. Sie las im 
DRK-Pflegeheim Am Listholze vor. Gekommen waren auch rund 50 Kinder der 
Grundschule Brüder Grimm.  Foto: Tom Figiel

Gudrun Pieper besuchte die Sophie Dorothea Schule in Ahlden und las den 
Zweitklässlern aus der Buchreihe „Das magische Baumhaus“ vor.

Auf dem roten Sessel: Norbert Böhlke las den Schulkindern der Grundschule Am 

Moor in Neu Wulmstorf vor. 

Hatte sichtlich Spaß beim Vorlesen: Reinhard Hegewald im AWO-
Kindergarten in Berumbur/Kleinheide (Samtgemeinde Hage/Landkreis 
Aurich).

BL
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Ministerpräsident David McAllister in der Grundschule Otterndorf - er las den vierten Klassen die 
Geschichte „Katz und Maus“ von Margaret Mahy vor. 

Axel Miesner besuchte  die Grundschule Oyten.

In der Grundschule Mörse hat Angelika Jahns allen vier Klassen 
vorgelesen.

An der BBS III in Celle hat Thomas Adasch den 
angehenden Sozialassistenten vorgelesen.

Karin Bertholdes-Sandrock beim Vorlesen im 
evangelischen Kindergarten Lüchow.

Nach der Vorlesestunde in der Resser Grundschule gab es für 
Editha Lorberg  einen schönen Blumenstrauß als Dankeschön. 

Geschichten von Ole und Anna gab es vom Fraktionsvorsitzenden Björn 
Thümler in der Comenius Grundschule in Berne.

BL
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Jörg Hillmer zu Besuch bei den Bodenteicher Erstklässlern.

Vor großem Publikum: Bernd Carsten Hiebing hat in der Bödiker Oberschule in Haselünne vor 70 Schüle-
rinnen und Schüler vorgelesen.

Kai Seefried las den Kindern der fünften Klasse der Oberschule 
in Freiburg aus dem Buch „Der Tag, an dem ich cool wurde“ vor.

Joachim Stünkel besuchte die 
Förderschule Osterbergschule in 
Bad Gandersheim.

BL
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Beamtenversorgung: Durch 
die Trennung des Pensions- und 
Rentensystems wird der Austausch 
von Personal zwischen Wirt-
schaft und Verwaltung zukünftig  
leichter. Das geht aus einem Ge-
setzesentwurf der Regierungs-
fraktionen zur Änderung des 
Beamtenversorgungsgesetzes her-
vor, der im Dezember-Plenum ver-
abschiedet wurde. 

Bei einem Wechsel in die Wirt-
schaft mussten Beamte bislang 
bei der Rentenversicherung nach-
versichert werden und den Verlust 
ihrer Pensionsansprüche in Kauf 
nehmen. „In Zukunft bleiben die 
Beamten im Falle eines Wechsels 
im Pensionssystem und erhal-
ten Anspruch auf ein Altersgeld, 
das den erworbenen Pensions-
ansprüchen entspricht“, erklärte 
der stellver-
tretende CDU-
Fraktionsvor-
sitzende, Heinz 
Rolfes. „Man 
muss also nicht 
im Staatsdienst 
bleiben, um die Pensionsansprü-
che zu behalten.“ Damit stelle sich 
die Verwaltung dem offenen Wett-
bewerb um die fähigsten Köpfe. 

Die neue Regelung entspreche 
laut Rolfes vollständig den For-
derungen des Beamtenbundes. 
„Die Einführung vergleichbarer 
Vorgaben auf Bundesebene ist 
angedacht“, so der Fraktionsvi-
ze. Bislang ermöglicht lediglich 
Baden-Württemberg seinen Be-
amten den Erhalt der Pensions-
ansprüche nach einem Wechsel in 
die Wirtschaft.

Der Gesetzentwurf umfasst darü-
ber hinaus eine Besserstellung von 
Polizisten, die im Auslandseinsatz 
verletzt wurden. „Sie erhalten 
jetzt deutlich erhöhte Unfallent-
schädigungen“, erklärte Rolfes. 
„Damit wird die Gleichstellung mit 
den Bundesbeamten hergestellt.“

KU rz  N ot i E rt

Heinz Rolfes

Verschiedenes
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Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz: 
Großer Schritt zu mehr integration
Ausländische Bewerber sollen auf 
dem niedersächsischen Arbeits-
markt künftig einen besseren  
Zugang zu ihrem Beruf haben. Das 
besagt der Entwurf der Regierungs- 
fraktionen über das Gesetz zum „Nie-
dersächsischen Berufsqualifikations-
feststellungsgesetz“ (NBQFG), der im 
Dezember-Plenum beschlossen wurde.

„Eine gelungene Integration 
hängt wesentlich mit der Berufs-
ausübung zusammen“, erklärte 
der sozialpolitische Sprecher 
Norbert Böhlke. „Daher schaffen 
wir mit dem NBQFG die Grund-
lage dafür, dass im Ausland er-
worbene Berufsqualifikationen 
stärker für den Arbeitsmarkt in 
Niedersachsen eingesetzt wer-
den können. Migrantinnen und 
Migranten sollen ihre im Ausland 
erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten 
künftig optimal einbringen können.“ Da-
mit werde auch dem in einigen Berufen 
bestehenden Fachkräftemangel entge-
gengewirkt. 

Das NBQFG gewährleistet, dass Mi-
grantinnen und Migranten ihre im 
Ausland erworbenen Berufsqualifika-
tionen künftig auch in landesrechtlich 
geregelten Berufen nutzen können, 
die vom so genannten Anerkennungs- 
gesetz des Bundes nicht berücksichtigt 
werden. Dazu zählen beispielsweise 
angestellte Lehrer, Erzieher sowie ein-

zelne Gesundheits-
fachberufe. Ebenfalls 
betroffen sind nicht 
reglementierte Be-
rufe wie staatlich 
geprüfte Techniker, 
Informatiker, Haus-
wirtschaftler und 
Kosmetiker innen. 
Die Behörden sollen 
die Gleichwertig-
keitsprüfung der im 
Ausland erworbenen 

Qualifikationen grundsätzlich innerhalb 
von drei Monaten durchführen. 

„Wer einen Berufsabschluss erworben 
hat, soll auch die Möglichkeit haben, in 
dem entsprechenden Beruf tätig zu wer-
den“, sagte Böhlke. 

Fest-
hal-
ten 
an 
der 

Bettensteuer schadet dem heimischen Ho-
telgewerbe 
Die niedersächsische CDU-Landtags-
fraktion macht das Festhalten der 
Landeshauptstadt Hannover an der so  
genanten Bettensteuer zum The-
ma im Parlament CDU-Fraktions- 
vize Dirk Toepffer erklärte: „Man kann 
sich nur die Augen reiben: Während an-
dere niedersächsische Städte die Betten-
steuer reihenweise wieder abschaffen, 
hält Hannover, einer der bedeutendsten 
Messe-Standorte Deutschlands, unbeirrt 
daran fest.“ 

Foto: picture-alliance

Scheitern des Steuerabkommens mit  
der Schweiz schadet auch Niedersachsen
Das Scheitern eines Steuerabkommens 
zwischen Deutschland und der Schweiz 
hätte auch für Niedersachsen gravieren-
de finanzielle Nachteile. „Das Steuerab-
kommen würde 2013 für Niedersachsen 
Nachzahlungen von 700 Millionen bis ei-
ner Milliarde Euro bedeuten - wir könn-
ten 2013 einen schuldenfreien Haushalt 
vorlegen“, erklärte der finanzpolitische 
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, 
Reinhold Hilbers, während der Land-
tagsdebatte zum Thema. 

Hilbers sagte: „Die Ablehnung des Ab-
kommens durch die Opposition ist eine 
unverantwortliche Bockbeinigkeit, die 
mit seriösem Finanzgebaren nichts zu 
tun hat.“ Wer wie die Opposition auf 
den Kauf von Steuer-Cds setze, unter-
stütze kriminelle Machenschaften. „Die 
Jagd nach Datenträgern, die von dubio-
sen Mittelsmännern angeboten werden, 

ist unkalkulierbar und bringt bei Weitem 
nicht das Geld, das infolge des Steuer-
abkommens fällig wäre.“ Die Zahl von 
Selbstanzeigen Steuerpflichtiger sei in-
zwischen kaum noch der Rede wert.

Vom Steuerabkommen würden Nie-
dersachsen und seine Kommunen pro-
fitieren. „Auf in der Schweiz angelegte 
Vermögen würde ein jährlicher Zinssatz 
fällig, analog dem deutschen Quellen-
steuersatz. Davon würden die Kommu-
nen 15 Prozent erhalten – es gibt kei-
nen Grund, dieses Abkommen mit der 
Schweiz abzulehnen“, kritisierte Hilbers.

Foto: picture-alliance
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die Fraktion auf Facebook 
http://www.facebook.com/CdU.LtFraktion.
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Warum hat der Staat Schulden und wie 
funktioniert eigentlich die Schulden-
bremse? Was bedeutet Nettokreditauf-
nahme und was hat der demografische 
Wandel damit zu tun?

Die Antworten auf diese und viele wei-
tere Fragen sowie alle wichtigen Fakten 
gibt es auf einen Blick im neuen The-
menspezial zur Schuldenbremse auf 
der Jugendseite der niedersächsischen 
CDU-Landtagsfraktion.

oder einfach Code einscannen und 
durchklicken:

24. dezember 2012 bis  
4. Januar 2013 
Weihnachtsferien  
 
5. Januar 2013 
Wahlkampfauftakt der CDU in Nie-
dersachsen in Braunschweig 
 
17. Januar 2013 
Wahlkampfendspurt - 72-Stunden-
Kampagne in Oldenburg 
 
20. Januar 2013 
Landtagswahlen in Niedersachsen

Foto: Picture-Alliance

termine 2012

Wir wünschen allen Lesern ein 
gesegnetes Weihnachtsfest 

und ein gutes Jahr 2013!

Die Jugendseite finden Sie unter:
www.jugend.cdu-fraktion-nieder-
sachsen.de


